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B. Entscheide kantonaler Behörden

11. Unterstützungspflicht von Verwandten: Geschwister, die in günstigen Verhältnissen

leben und ihre Lebenshaltung trotz Leistung eines Verwandtenbeitrages nicht
spürbar einschränken müssen, sind unterstützungspflichtig. — Eine Ehefrau, die
im Geschäftsbetrieb ihres Ehemannes mitarbeitet, hat Anspruch auf die Errungenschaft

gemäß den zutreffenden güterrechtlichen Vorschriften, sowie auf einen
angemessenen Lohn ; diese Ansprüche bilden die Grundlage zur Berechnung der
Verwandtenbeitragspflicht. — Zur Beurteilung der Beitragspflicht der Ehefrau ist auch
das Einkommen des Ehemannes in Berücksichtigung zu ziehen.

Aus den Motiven:

Der Ehemann M. befindet sich zweifellos in einer sehr günstigen finanziellen
Lage. Er verdankt dies seinem sehr gut gehenden Geschäft, in welchem seine Frau
tatkräftig mithilft. Das heute vorhandene Vermögen ist daher wenigstens in der
Hauptsache Errungenschaft während der Ehe. Ein Beweis dafür, daß es ganz
oder teilweise eingebrachtes Gut des Mannes ist, fehlt. Die Eheleute M. leben
unter dem gesetzlichen Güterstand der Güterverbindung; infolgedessen gehört
der Ehefrau gemäß Art. 214 ZGB. t/s der Errungenschaft. Sie ist somit nicht
vermögenslos, wenn auch zu berücksichtigen ist, daß ihre entsprechende
Forderung erst nach Aufhebung der Ehe geltend gemacht werden kann.

Durch die Mithilfe im Geschäft verdient die Frau außerdem einen angemessenen

Lohn. Es mag richtig sein, daß dafür andererseits im Haushalt eine Aushilfe
angestellt werden muß. Daß aber dadurch sogar zwei Aushilfen notwendig
werden, ist nicht glaubwürdig, da es sich um eine kleinere Familie handelt. Durch
ihre Mithilfe im Geschäft verdient die Frau sicher bedeutend mehr, als für eine
Hausangestellte bezahlt werden muß

Die Ehefrau ist die Vertrauensperson des Mannes und kann als solche diesem
gewiß viel wertvollere und umfassendere Dienste leisten, als irgend eine fremde
Angestellte. Sie kann daher Anspruch auf einen entsprechend höheren Lohn
machen. Es geht daher nicht an, daß die Ehefrau einerseits auf die
Geltendmachung dieser Lohnansprüche verzichtet und andererseits die Leistung von
Verwandtenbeiträgen verweigert. Mit der Differenz zwischen ihrem Lohnanspruch
und den Auslagen für eine Aushilfe im Haushalt kann sie für ihre Schwester einen
angemessenen Beitrag leisten, ohne daß dies ihre Lebenshaltung wesentlich
beeinträchtigt

Dem von M. zitierten bundesgerichtlichen Entscheid in Bd. 45 II, S. 509
liegen andere güterrechtliche Verhältnisse zugrunde. Der Entscheid vom 14. Nov.
1931 in Bd. 57 I, S. 259 bestätigt übrigens die Beitragspflicht der erwerbstätigen
Ehefrau und erwähnt ausdrücklich, daß für die Bestimmung des von einer Ehefrau

aus dem Ertrag ihres persönlichen Vermögens oder Erwerbes an ihre
Geschwister zu leistenden Unterstützungsbeitrages außer ihrem persönlichen
Einkommen auch dasjenige des Ehemannes in Berücksichtigung zu ziehen sei.

(Entscheid des Regierungsrates des Kts. Bern vom 17. August 1937;
M XXXV 229.)
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